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Rechtsschutzanspruch und Einigung der Parteien im künftigen Zivilverfahren
In den bisherigen Arbeiten und Diskussionen zum 
künftigen Verfahren in Zivil-, Familien- und Arbeits­
rechtssachen ist dem Zusammenwirken von Gericht und 
Parteien bei einer Einigung über den erhobenen An­
spruch durch Vergleich, Anerkenntnis oder Verzicht mit 
Recht große Aufmerksamkeit zugewendet worden. Die 
gewissenhafte Erfüllung der Pflichten des Gerichts 
gegenüber den Parteien bei allen Bemühungen um eine 
eigenverantwortliche Klärung des Streitfalls durch eine 
Einigung gehört mit zur Gewährleistung des grund­
rechtlichen Rechtsschutzanspruchs der Parteien bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte in einem sozialistischen 
Gerichtsverfahren, zumal eine Einigung über den Streit­
gegenstand der Individualität des einzelnen Streitfalls 
u. U. wesentlich besser gerecht werden kann als eine 
gerichtliche Entscheidung./I/

Zum Charakter der bei einer Einigung 
abgegebenen Parteierklärungen
Indessen kann nicht übersehen werden, daß gerade in 
diesem so bedeutsamen Punkt in Theorie und Praxis 
erhebliche Unklarheiten bestehen. Sie betreffen ins­
besondere den Charakter der bei einer Einigung abge­
gebenen Parteierklärungen als eigenverantwortliche, 
rechtsverbindliche Prozeßhandlungen der Parteien. Die 
Tatsache, daß im künftigen Verfahrensrecht — wie 
heute bereits in Familiensachen (§ 20 FVerfO) — eine 
Einigung erst mit ihrer Bestätigung durch das Gericht 
rechtswirksam wird, ändert an diesem Charakter der 
Parteierklärung nichts. Die mit der Bestätigung der Ei­
nigung gewährleistete Kontrolle des Gerichts über die 
im Verfahren getroffene Parteidisposition bedeutet 
keine Einschränkung der Rechte der Parteien, sondern 
ist Bestandteil des Rechtsschutzes, auf den sie als 
Hauptbeteiligte am gerichtlichen Verfahren in der so­
zialistischen Gesellschaft Anspruch haben./2/
Deshalb sind die Parteien an die von ihnen bei einer 
Einigung eigenverantwortlich abgegebenen Erklärungen 
nach der Bestätigung dieser Erklärungen durch das Ge­
richt ebenso gebunden, wie dies bei einer außergericht­
lichen Einigung der Fall ist./3/ Diese Erklärungen blei­
ben Prozeßhandlungen der Parteien; sie werden auch 
durch die Bestätigung nicht zu gerichtlichen Prozeß­
handlungen oder in irgendeiner Form in diese inte- 111

111 Darauf weist Mühlmann, „Die Bestätigung von Vergleichen 
in Familienverfahren“, NJ 1967 S. 410, mit Recht hin.
12/ Dies kann, wie Jodlowski auf der II. Internationalen Kon­
ferenz zu Fragen des Zivilverfahrens und Zivilverfahrensrechts 
im November 1971 an der Humboldt-Universität Berlin fest­
stellte, als eine allgemein anerkannte Auffassung der sozia­
listischen Zivilprozeßrechtswissenschaft bezeichnet werden. 
Vgl. hierzu auch Nevai, „Gerichtssystem und Zivilprozeß des 
heutigen Ungarn“, Zeitschrift für Zivilprozeß, Bd. 84 (1971). 
Heft- 4, S. 377, der das Dispositionsprinzip des sozialistischen 
Zivilprozeßrecbts der Volksrepublik Ungarn aus dem mate­
riellen Zivilrecht ableitet, seinen Hauptzweck in der Verwirk­
lichung der Interessenübereinstimmung im Verhältnis von 
Individuum und Gesellschaft erblickt und es mit der Ver­
pflichtung des Gerichts zur Erforschung der objektiven Wahr­
heit und mit der aktiven Rolle des Gerichts im sozialistischen 
Gerichtsverfahren in Zusammenhang bringt.
/3I Zur Bindung der Parteien an eine außergerichtliche Eini­
gung in Familiensachen über das zukünftige Rechtsverhältnis 
an der Ehewohnung vgl. Latka, Anm. zum Urteil des BG 
Rostock vom 30. September 1970 - n BF 33/70 - (NJ 1971 
S. 755 f.), der sich gegen Versuche 'eines ungesetzlichen Rück­
tritts von solchen Vergleichen sowie gegen die Auffassung des 
Reehtsmittelsenats wendet, es liege eine außergerichtliche 
Einigung dann nicht mehr vor, wenn eine Partei unter Stel­
lung entsprechender Sachanträge im Verfahren zu erkennen 
gibt, daß sie sich an ihre frühere außergerichtliche Erklärung 
nicht mehr gebunden fühle.

griert. Die bei der Einigung abgegebenen Erklärungen 
der Parteien sind zwar im Zusammenwirken mit dem 
Gericht zustande gekommen, müssen aber als eigene, 
rechtlich verpflichtende, das Rechtsverhältnis der Part­
ner des Streitfalls verbindlich festlegende bzw. modi­
fizierende oder beendende Verlautbarungen der Par­
teien bewertet werden. Sind sie unwiderruflich abge­
geben worden oder ist die Widerrufsfrist verstrichen, 
dann muß man zu ihnen als Partei stehen, auch wenn 
man sich die Sache nachträglich anders überlegt. Die 
Möglichkeit einer Anfechtung dieser rechtsgültig ab­
gegebenen Erklärungen kann nur in den gleichen sel­
tenen Ausnahmefällen anerkannt werden, wie dies 
auch sonst im materiellen Recht bei der Anfechtung von 
Willenserklärungen der Fall ist.
Demgegenüber sind die Bestätigung der Einigung oder 
die Versagung dieser Bestätigung Prozeßhandlungen 
des Gerichts, und zwar gerichtliche Entscheidungen be­
sonderer Art, die ebenfalls nur unter außergewöhn­
lichen Umständen — mit einem Rechtsmittel — ange- 
fochten werden können. Der Wesensunterschied zwi­
schen beiden Prozeßhandlungen, die bei Abschluß einer 
Einigung und ihrer Bestätigung Zusammenkommen, 
darf nicht verwischt werden. C o h n  hat sich mit Recht 
dagegen gewandt, daß in der Gerichtspraxis die Aus­
drücke „Sachverhaltsfeststellung“ oder „Tatbestands­
feststellung“ verwendet werden, wenn damit die Wie­
dergabe von Parteierklärungen bei Einigungen vor Ge­
richt gemeint ist./4/ Auch fehlt es nicht an Versuchen, 
über den Umweg des Antrags auf Berichtigung des 
Bestätigungsbeschlusses eine Berichtigung der eigenen 
Vergleichserklärung zu erreichen. So mußten Anträge 
auf Berichtigung eines Vergleichs zurückgewiesen wer­
den, weil damit eine inhaltliche Änderung vorgenom­
men werden sollte, die nicht auf eine offensichtliche 
Unrichtigkeit i. S. des § 319 ZPO zurückzuführen war./5/ 
In einem anderen Fall mußte das Gericht sogar die 
Feststellung treffen, daß ein vor Gericht abgeschlosse­
ner Vergleich über einen Zahlungsanspruch rechtsver­
bindlich ist und — sofern sich die Parteien nicht auf 
die Unwirksamkeit des Vergleichs berufen bzw. ihn 
anfechten können — jedem Anspruch auf Rückzahlung 
des Betrags entgegensteht, über den sich die Parteien 
verglichen haben./6/

Auch in der Gesetzgebungsarbeit hat es zeitweise unter­
schiedliche Auffassungen zur Bedeutung der Erklärun­
gen der Verfahrensbeteiligten bei der Einigung vor Ge­
richt gegeben. So war zunächst vorgesehen, daß eine 
Einigung/7/ innerhalb von zwei Wochen widerrufen 
werden kann. Eine solche Regelung hätte das ganze 
Instrumentarium der gütlichen Beilegung des Rechts­
streits weitgehend entwertet. Die Auffassung, daß bei­
den Parteien generell eine bestimmte Frist zum Wider­
ruf ihrer Vergleichserklärungen einzuräumen sei, hätte

lil Vgl. Cohn, Anm. zum Beschluß des Stadtgerichts von 
Groß-Berlin vom 7. April 1970 - 2 BFR 46/70 - (NJ 1971 S. 659).
151 Vgl. Stadtgericht von Groß-Berlin, Beschluß vom 18. Au­
gust 1971 - 3 BF 67/71 - (NJ 1971 S. 756): ferner Stadtgericht 
von Groß-Berlin, Beschluß vom 7. April 1970 — 2 BFR 46/70 — 
(NJ 1971 S. 658).
/6/ Vgl. Stadtgericht von Groß-Berlin, Urteil vom 5. Januar 
1968 - 1 BCB 4/67 - (NJ 1968 S. 607), mit der Bemerkung 
„. . . deshalb müssen sich die Kläger strikt an ihre eigene , 
Willenserklärung, die zum Abschluß des Vergleichs führte, 
halten.“
/7/ Mit Ausnahme der Einigung über die mit einer Ehesache 
verbundenem vermögensrechtlichen Ansprüche.
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